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 4. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, die notwendi-
gen Schritte einzuleiten und gegenüber der Bedrohung durch 
Söldneraktivitäten höchste Wachsamkeit an den Tag zu legen 
und durch den Erlass von Rechtsvorschriften sicherzustellen, 
dass ihr Hoheitsgebiet und andere ihrer Kontrolle unterstehen-
de Gebiete sowie ihre Staatsangehörigen nicht für die Anwer-
bung, die Zusammenziehung, die Finanzierung, die Ausbildung 
und die Durchreise von Söldnern zur Planung von Aktivitäten 
benutzt werden, die dem Recht der Völker auf Selbstbestim-
mung im Wege stehen, die auf die Destabilisierung oder den 
Sturz der Regierung eines Staates gerichtet sind oder die terri-
toriale Unversehrtheit oder die politische Einheit souveräner 
und unabhängiger Staaten, deren Verhalten mit dem Recht der 
Völker auf Selbstbestimmung im Einklang steht, ganz oder 
teilweise zerstören oder beeinträchtigen; 

 5. betont, wie wichtig das Inkrafttreten der Internationa-
len Konvention gegen die Anwerbung, den Einsatz, die Finan-
zierung und die Ausbildung von Söldnern304 ist, und fordert alle 
Staaten auf, soweit nicht bereits geschehen, die notwendigen 
Schritte zu ihrer Unterzeichnung beziehungsweise zu ihrer Ra-
tifikation beziehungsweise zum Beitritt dazu mit Vorrang, zu 
erwägen; 

 6. begrüßt die Kooperationsbereitschaft, die diejenigen 
Länder bewiesen haben, denen der Sonderberichterstatter einen 
Besuch abgestattet hat; 

 7. begrüßt es außerdem, dass einige Staaten einzelstaat-
liche Rechtsvorschriften zur Einschränkung der Anwerbung, 
der Zusammenziehung, der Finanzierung, der Ausbildung und 
der Durchreise von Söldnern erlassen haben; 

 8. fordert die Staaten auf, die Möglichkeit einer Beteili-
gung von Söldnern zu untersuchen, wann und wo immer es zu 
kriminellen Handlungen terroristischer Art kommt, und die für 
verantwortlich Befundenen vor Gericht zu stellen oder auf An-
trag ihre Auslieferung im Einklang mit dem innerstaatlichen 
Recht und den anwendbaren bilateralen oder internationalen 
Verträgen in Erwägung zu ziehen; 

 9. begrüßt es, dass das Amt des Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte die zweite Sachver-
ständigentagung über herkömmliche und neue Formen von 
Söldneraktivitäten als Mittel zur Verletzung der Menschenrech-
te und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker einberufen hat, und erkennt ihren Beitrag 
zum Prozess der Erarbeitung einer klareren rechtlichen Defini-
tion des Söldnerbegriffs an, die eine effizientere Verhütung und 
Bestrafung von Söldneraktivitäten zuließe; 

 10. ersucht den Sonderberichterstatter, auf der Grundlage 
seiner Erkenntnisse, der Staatenvorschläge und der Ergebnisse 
der Sachverständigentagungen mit der Erarbeitung eines Vor-
schlags für eine klarere Definition des Söldnerbegriffs, ein-

 
304 Resolution 44/34, Anlage. 

schließlich klarer Kriterien betreffend die Staatsangehörigkeit, 
fortzufahren und Vorschläge hinsichtlich des Verfahrens zu un-
terbreiten, das bei der internationalen Annahme einer neuen 
Definition zu befolgen wäre; 

 11. ersucht das Amt des Hohen Kommissars, der Öffent-
lichkeit die nachteiligen Auswirkungen von Söldneraktivitäten 
auf das Recht der Völker auf Selbstbestimmung vorrangig be-
kannt zu machen und nach Bedarf den von Söldneraktivitäten 
betroffenen Staaten auf entsprechendes Ersuchen Beratende 
Dienste zu leisten; 

 12. ersucht den Sonderberichterstatter, bei der Wahrneh-
mung seines Mandats auch weiterhin zu berücksichtigen, dass 
Söldneraktivitäten nach wie vor in vielen Teilen der Welt auf-
treten und neue Formen, Ausprägungen und Modalitäten an-
nehmen; 

 13. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, mit dem Son-
derberichterstatter bei der Wahrnehmung seines Mandats voll 
zusammenzuarbeiten; 

 14. ersucht den Generalsekretär und den Hohen Kommis-
sar der Vereinten Nationen für Menschenrechte, dem Sonderbe-
richterstatter jede erforderliche fachliche und finanzielle Hilfe 
und Unterstützung zur Wahrnehmung seines Mandats zu ge-
währen, namentlich durch die Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen dem Sonderberichterstatter und anderen Teilen des 
Systems der Vereinten Nationen, die sich mit der Bekämpfung 
von Söldneraktivitäten befassen; 

 15. ersucht den Sonderberichterstatter, die Staaten sowie 
die zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen bei 
der Durchführung dieser Resolution zu konsultieren und der 
Generalversammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung ei-
nen Bericht mit konkreten Empfehlungen vorzulegen, der seine 
Erkenntnisse in Bezug auf den Einsatz von Söldnern zur Unter-
grabung des Selbstbestimmungsrechts der Völker enthält; 

 16. beschließt, auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung die 
Frage des Einsatzes von Söldnern als Mittel zur Verletzung der 
Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker unter dem Tagesordnungs-
punkt "Selbstbestimmungsrecht der Völker" zu behandeln. 

RESOLUTION 57/197 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/555, Ziffer 19)305. 

 
305 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, 
Bahrain, Bangladesch, Benin, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brunei 
Darussalam, Burkina Faso, Demokratische Republik Kongo, Dominikani-
sche Republik, Dschibuti, El Salvador, Eritrea, Irak, Iran (Islamische Repu-
blik), Jordanien, Kamerun, Katar, Kenia, Komoren, Kuwait, Libanon, Libe-
ria, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malaysia, Mali, Mau-
retanien, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Sambia, Saudi-Arabien, Sim-
babwe, Singapur, Somalia, St. Lucia, Suriname, Thailand, Togo, Vereinigte 
Arabische Emirate und Vietnam. 
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57/197. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker 

 Die Generalversammlung, 

 erneut erklärend, wie wichtig für die tatsächliche Gewähr-
leistung und Einhaltung der Menschenrechte die universale 
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker ist, 
das in der Charta der Vereinten Nationen verankert und in den 
Internationalen Menschenrechtspakten306 sowie in der in Reso-
lution 1514 (XV) der Generalversammlung vom 14. Dezember 
1960 enthaltenen Erklärung über die Gewährung der Unabhän-
gigkeit an koloniale Länder und Völker festgeschrieben ist, 

 den Umstand begrüßend, dass die unter kolonialer, fremder 
oder ausländischer Besetzung stehenden Völker in zunehmen-
dem Maß das Selbstbestimmungsrecht ausüben und sich zu 
souveränen und unabhängigen Staaten entwickeln, 

 zutiefst besorgt darüber, dass es nach wie vor zu fremder 
militärischer Intervention und Besetzung beziehungsweise zur 
Androhung solcher Handlungen kommt, wodurch das Selbstbe-
stimmungsrecht von Völkern und Nationen unterdrückt zu wer-
den droht oder bereits unterdrückt worden ist, 

 mit dem Ausdruck großer Besorgnis darüber, dass als Folge 
des weiteren Vorkommens solcher Handlungen Millionen von 
Menschen als Flüchtlinge und Vertriebene heimatlos geworden 
sind beziehungsweise heimatlos werden, und nachdrücklich 
darauf hinweisend, dass konzertierte internationale Maßnah-
men zur Erleichterung ihrer Lage dringend erforderlich sind, 

 unter Hinweis auf die von der Menschenrechtskommission 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung307 und vorangegangenen 
Tagungen verabschiedeten einschlägigen Resolutionen betref-
fend die Verletzung des Selbstbestimmungsrechts der Völker 
und anderer Menschenrechte infolge fremder militärischer In-
tervention, Aggression und Besetzung, 

 in Bekräftigung ihrer früheren Resolutionen über die uni-
versale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völ-
ker, einschließlich der Resolution 56/141 vom 19. Dezember 
2001, 

 sowie in Bekräftigung ihrer Resolution 55/2 vom 8. Sep-
tember 2000 mit der Millenniums-Erklärung der Vereinten Na-
tionen, die unter anderem für das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker eintritt, die unter kolonialer Herrschaft und ausländi-
scher Besetzung stehen, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs 
über das Selbstbestimmungsrecht der Völker308, 

 1. erklärt erneut, dass die universale Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechts aller Völker, einschließlich derjeni-
 
306 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
307 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Sup-
plement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 
308 A/57/312. 

gen, die unter kolonialer, fremder oder ausländischer Herr-
schaft stehen, eine Grundvoraussetzung für die tatsächliche 
Gewährleistung und Einhaltung der Menschenrechte und für 
die Wahrung und Förderung dieser Rechte darstellt; 

 2. bekundet ihre entschiedene Zurückweisung fremder 
militärischer Intervention, Aggression und Besetzung, da diese 
in bestimmten Teilen der Welt zur Unterdrückung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker und anderer Menschenrechte ge-
führt haben; 

 3. fordert die dafür verantwortlichen Staaten auf, ihre 
militärische Intervention in fremden Ländern und Hoheitsge-
bieten und deren Besetzung sowie jede Unterdrückung, Dis-
kriminierung, Ausbeutung und Misshandlung sofort einzustel-
len, insbesondere die brutalen und unmenschlichen Methoden, 
die Berichten zufolge bei der Begehung dieser Handlungen ge-
gen die betroffenen Völker angewandt werden; 

 4. beklagt das Leid der Millionen von Flüchtlingen und 
Vertriebenen, die infolge der genannten Handlungen entwurzelt 
worden sind, und bekräftigt ihr Recht auf freiwillige, sichere 
und ehrenvolle Rückkehr in ihre Heimat; 

 5. ersucht die Menschenrechtskommission, der Frage der 
Verletzung der Menschenrechte, insbesondere des Selbstbe-
stimmungsrechts, als Folge fremder militärischer Intervention, 
Aggression oder Besetzung auch künftig besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen; 

 6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Selbst-
bestimmungsrecht der Völker" über diese Frage Bericht zu er-
statten. 

RESOLUTION 57/198 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 172 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 3 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/555, Ziffer 19)309: 
 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und 
Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Au-
stralien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Be-
 
309 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Anti-
gua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Bahrain, Bangla-
desch, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, 
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Costa 
Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksre-
publik Korea, Deutschland, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien, Eritrea, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guy-
ana, Indien, Indonesien, Irland, Island, Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Ju-
goslawien, Kap Verde, Katar, Kenia, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mo-
naco, Mosambik, Namibia, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, 
Österreich, Pakistan, Panama, Polen, Portugal, Sambia, San Marino, Sau-
di-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Soma-
lia, Spanien, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tschechi-
sche Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Arabische 
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland, Vietnam, Zypern und Palästina. 




